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Hinweise zum Bericht 

Dieser Bericht wurde im Rahmen der Förderung des Bundesministeriums für Familien, 

Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) sowie der Deutschen Chirurgiestiftung (DCS) 

erstellt. 

Weder das BMFSFJ noch die DCS haben die Ergebnisse des Berichts beeinflusst. Der 

Bericht gibt die Ergebnisse der Forschung und die Einschätzung der wissenschaftli

chen Begleitung als Autorinnen und Autoren wieder. Diese tragen die alleinige Verant

wortung für den Bericht. 

 

 

 

Zitiervorschlag des Berichts:  

Kannegießer, A., Rövekamp-Wattendorf, J., Wolf-Brandstetter, C., Pheiler-Cox, P. & 

Höppner, G (2022). Besseres Verständnis der kindschaftsrechtlichen Praxis – Ab

schlussbericht, Münster & Berlin. 
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Teil I: Auftrag, Hintergrund und Vorgehen des Projekts 

1. Einleitung 

In der kindschaftsrechtlichen Praxis interagieren viele verschiedene Beteiligte und Pro

fessionen. Familienrichterinnen bzw. -richter, Jugendamtsmitarbeitende, Rechtsan

wältinnen bzw. -anwälte, Verfahrensbeistände sind nur Einige davon. Der Schnittstelle 

von Familiengericht und Jugendamt kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Wie 

bei Schnittstellen und professionsübergreifenden Handeln erwartbar, kann es hier po

sitive Effekte, aber auch Komplikationen und Hürden geben. Denn auch wenn für alle 

Beteiligte das Kindeswohl handlungsleitend ist, können die Einschätzungen zum Weg 

und zur Umsetzung unter den einzelnen Verfahrensbeteiligten divergieren. Beispiels

weise kann das Familiengericht Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe für sinnvoll 

erachten, die das Jugendamt jedoch ablehnt.  

Das vorliegende Projekt untersucht diese Schnittstelle zwischen Familiengericht und 

Jugendamt in Fällen anhaltender Uneinigkeit über die Notwendigkeit und/oder die Art 

von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen. Ziel war es ein besseres Verständnis der 

kindschaftsrechtlichen Praxis zu erhalten, indem die aktuelle Situation beleuchtet, po

sitive und negative Aspekte herausgearbeitet und auch Veränderungsmöglichkeiten 

und -bedarf aufgezeigt werden. 

2. Hintergrund des Projekts 

Familiengericht und Jugendamt bilden in Kindschaftssachen eine besondere Schnitt

stelle, wenn um das Kindeswohl gerungen wird.1 Ein Kind hat einen grundrechtlichen 

Anspruch nach Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 i.V.m Art. 6 Abs. 2 S. 2GG auf den Schutz 

des Staates, wenn seine Eltern ihm nicht den Schutz oder die Hilfe bieten, die es be

 
1 Ausführlich zur Interaktion von Familiengericht und Jugendamt in Kindschaftssachen s. Hammer in: Dutta et al., 
2022, S. 246 ff. 
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nötigt, um gesund aufzuwachsen und sich zu einer eigenverantwortlichen Persönlich

keit zu entwickeln.2 Das umfasst sowohl die Abwehr von Gefährdungen des Kindes

wohls als auch die Schlichtung elterlicher Konflikte. Das Familiengericht entscheidet 

in Kindschaftssachen (§ 151 FamFG) beispielsweise in Fällen von Streitigkeiten bei 

Trennung und Scheidung oder in Fällen von Kindeswohlgefährdung. Aufgabe des Ju

gendamtes in familiengerichtlichen Kindschaftssachen ist es mitzuwirken, §§ 2 Abs. 3 

Nr. 6, 50 SGB VIII.3 Der Kinderschutzauftrag der Jugendhilfe wird in § 8a SGB VIII 

präzisiert.4 Ziel der Kinder- und Jugendhilfe ist es, sich für eine Verbesserung der Le

benssituation von Kindern und Jugendlichen einzusetzen und sie in ihrer Entwicklung 

zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu fördern (§ 

1 Abs. 1 SGB VIII). Dieses verfolgt sie auch im Rahmen der Mitwirkung in familienge

richtlichen Verfahren.  

Das Familiengericht und das Jugendamt wirken in diesen Verfahren mit- und neben

einander. In der Literatur wird dies im Rahmen des staatlichen Wächteramtes teilweise 

mit dem Begriff der „Verantwortungsgemeinschaft“ beschrieben.5 Das Jugendamt ge

währt Hilfen, trifft aber keine Entscheidungen über zum Beispiel sorgerechtliche Be

lange. Das Familiengericht trifft hingegen diesbezügliche Entscheidungen, kann je

doch keine Leistungsgewährung von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen anordnen.6 

Eine Anordnungskompetenz des Familiengerichts besteht nach überwiegender An

sicht auch nicht im Rahmen des §§ 1666, 1666a BGB,7 auch wenn andere Stimmen 

 
2 BVerfG, FamRZ 2017, 524, Rn. 38. 
3 S. auch § 162 FamFG. 
4 Ausführlich s. Hammer FamRZ 2017, 1904 f. 
5 So auch Münder/Meysen/Trenczek, FK SGB VIII, § 8a Rn. 47 ff.; Staudinger/Coester, § 1666 BGB Rn. 13; BT-
Drs. 16/6815, S. 1; Vogel NZFam 2016, 585 ff.; Fahl NZFam 2015, 247 f.; Hoffmann NZFam 2011, 304, 305 ff; 
kritisch zum Begriff der Verantwortungsgemeinschaft Fröschle, FamRZ 2016, 1905, 1908. 
6 bzgl. begleiteter Umgänge BGH FamRZ 2021, 1622 Rn 18 mit Anm. Rake FamRZ 2021, 1624f.; BVerfG, Fa
mRZ 2015, 1986, Rz 5 = BeckRS 2015, 52017: „ (...) dem Familiengericht kommt weder gegenüber dem Jugend
amt noch gegenüber freien Jugendhilfeträgern eine Anordnungskompetenz zur Begleitung von Umgängen zu.“. 
7 BGH FamRZ 2021, 1884 Rn 8; BGH FamRZ 2022, 189; BGH FamRZ 2021, 1402 Rn 13; BVerfG im Zusam
menhang mit der Frage der Anordnungskompetenz des Familiengerichts gegenüber den Schulbehörden BVerfG, 
FamRZ 2021, 1969, Rn. 79; s. aber auch BVerfG, Beschluss v. 24.3.2014 – 1 BvR 160/14 – Rz. 52 -, juris: die 
Inanspruchnahme öffentlicher Hilfe dürfe nicht deshalb außer Betracht gelassen werden, weil die Durchführung 
einer vom JA abgelehnten Maßnahme praktisch nicht durchsetzbar wäre, die Frage nach Anordnungskompetenz 
wurde aber ausdrücklich offengelassen; Ablehnung der Anordnungskompetenz auch in LPK-SGB VIII/Kunkel/Ke
pert, § 36 Rn. 18 ff.; Wiesner/Wapler, SGB VIII, § 50 Rn. 48 f.; Meysen NZFam 2016, 580; Kritisch zur geltenden 
Rechtslage Fröschle FamRZ 2016, 1905, 1909; Sommer ZKJ 2012, 135; 
Ablehnend gegenüber einer Anordnungskompetenz BVerwG 21.06.2001 – 5 C 6/00, juris Rn. 11; VG Saarlouis 
JAmt 2015, 105; VG Darmstadt und VGH Hessen JAmt 2008, 323 und 327. 
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eine Solche oder eine Letztentscheidungskompetenz des Familiengerichts befürwor

ten.8 Im Hinblick auf Entscheidungen des Jugendamtes zu Kinder- und Jugendhil

femaßnahmen ist der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten gegeben, § 40 Abs.1 

VwGO i.V.m. § 62 SGB X, § 51 SGG.  

Auch nach Beendigung des Verfahrens bleiben Familiengericht und Jugendamt in der 

Verantwortung. Bei kinderschutzrechtlichen Maßnahmen von längerer Dauer hat das 

Familiengericht gem. § 166 Abs. 2 FamFG eine Überprüfungspflicht, solange die Maß

nahme andauert. Wenn in einem Verfahren gem. § 1666 BGB von Maßnahmen abge

sehen wurde, gilt ebenfalls eine Überprüfungspflicht zum Schutz des Kindes, 166 Abs. 

3 FamFG. Auch das Jugendamt hat über das Gerichtsverfahren hinaus weiterhin eine 

Beratungs-, Vermittlungs- und Kontrollfunktion, §§ 27 ff. SGB VIII, §§ 8a, 42 SGB VIII. 

Forschungsfrage. Bei der Erfüllung ihrer jeweiligen Funktionen können in der Praxis 

zwischen Familiengericht und Jugendamt Konflikte auftreten, die sich unmittelbar auf 

die Kinder und Familien auswirken. Aus der Mehrzahl der Fallkonstellationen sollen 

hier zwei beispielhaft näher ausgeführt werden:  

Eine Fallkonstellation kann sich in der Praxis bei Regelungen zum begleiteten Umgang 

ergeben.9 Wenn beispielsweise das Familiengericht die Voraussetzungen für die An

ordnung begleiteten Umgangs gem. § 1684 Abs. 4 S. 3 BGB für gegeben hält, muss 

es ermitteln, welcher mitwirkungsbereite Dritte zur Umgangsbegleitung zur Verfügung 

steht. Regelmäßig stellt diese das Jugendamt als Jugendhilfeleistung nach § 18 Abs. 

3 S. 3, 4 SGB VIII. Lehnt das Jugendamt – berechtigt oder unberechtigt – eine Mitwir

kung ab, kann das Familiengericht das Jugendamt nicht dazu verpflichten.  

Daraus ergeben sich verschiedene Konsequenzen für das Verfahren und damit für das 

Kind und die Familie:10  

 
8 Staudinger/Coester, § 1666a Rn 13 ff., 17; Heilmann/Köhler, PK-KR, § 36 a SGB VIII Rn. 5, 6a; Fröschle Fa
mRZ 2016, 1905, 1090; in Teilen Schmidt FamRZ 2015, 1158 f.; OLG Koblenz 11.6.2012 – 11 UF 266/12, NJW 
2012, 3108 & Fahl NZFam 2015, 247, 249: sehen eine Anordnungs-/Letztentscheidungskompetenz beim Famili
engericht bereits nach geltendem Recht. 
9 Zu Umgangspflegschaft und Umgangsbegleitung s. Schäder JAmt 2021, 2 ff. 
10 S. auch Prinz NZFam 2022, 477 ff. 
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Steht kein mitwirkungsbreiter Dritter für die Begleitung des Umgangs zur Verfügung, 

kann das Familiengericht einen begleiteten Umgang nicht anordnen. Dann kommt statt 

des begleiteten Umgangs ein unbegleiteter Umgang oder unter Umständen der (be

fristete) Ausschluss des Umgangs in Betracht, selbst wenn es von der Notwendigkeit 

und Richtigkeit begleiteten Umgangs überzeugt ist.11 Oder das Familiengericht kann 

das Umgangsverfahren gem. § 21 FamFG aussetzen. Dem umgangswilligen Elternteil 

kann unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit gegeben werden, seinen 

etwaigen Mitwirkungsanspruch gegenüber dem Jugendamt verwaltungsgerichtlich 

durchzusetzen.12 Der Umgang begehrende Elternteil kann dann auf dem Verwaltungs

rechtsweg – auch im einstweiligen Rechtsschutz – versuchen, die Verpflichtung des 

Jugendamtes zur Leistung, also zur Begleitung des Umgangs, zu erwirken.13  

Zu Konflikten kann es in der Praxis auch in Kinderschutzverfahren nach §§ 1666, 

1666a BGB kommen: Dies kann der Fall sein, wenn das Familiengericht entgegen der 

Einschätzung des Jugendamtes eine Trennung des Kindes von den Eltern zur Abwen

dung der Kindeswohlgefährdung nicht für erforderlich hält, sondern ambulante Hilfen 

des Jugendamtes oder eine gemeinsame Unterbringung in einer Eltern-Kind-Einrich

tung nach §§ 19, 27 ff. SGB VIII für ausreichend erachtet. Das Familiengericht kann 

das Jugendamt nicht zu einem Tun oder Unterlassen von Maßnahmen anweisen, da 

die Gewährung von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen der Entscheidungsbefugnis 

des Jugendhilfeträgers bzw. im Streitfall den Verwaltungsgerichten unterliegt.14 Trotz 

dieser Divergenzen muss aber das Familiengericht eine Entscheidung in der Sache 

treffen.15 Verneint das Familiengericht eine Kindeswohlgefährdung oder sieht ambu

lante Hilfen des Jugendamtes als ausreichend an, darf ein Sorgerechtsentzug nach § 

1666 Abs. 3 BGB nicht erfolgen.16 Das Jugendamt entscheidet dann über Maßnahmen 

der Kinder- und Jugendhilfe, allerdings mit der Maßgabe, dass eine Fremdunterbrin

gung nach §§ 33, 34 SGB VIII nicht in Betracht kommt. Eine (erneute) Inobhutnahme 

 
11 Staudinger/Dürbeck, § 1684 BGB, Rn. 340, 377; Müko/Hennemann, § 1684 BGB Rn 77. 
12 BGH NJW-RR 2021, 1297 Rn 18. 
13 So BGH FamRZ 2021, 1622; BVerfG FamRZ 2015, 1686. 
14 BGH FamRZ 2021, 1884. 
15 Vgl. Hammer JAmt 2015, 291, 293.  
16 Das Jugendamt kann die amtsgerichtliche Entscheidung des Familiengerichts mittels Beschwerde nach § 162 
Abs. 3 S. 2 FamFG überprüfen lassen. 



 

Teil I: Auftrag, Hintergrund und Vorgehen des Projekts 10 

nach § 42 SGB VIII oder nach § 1666 BGB ist nur denkbar, wenn hierfür neue Um

stände hinzutreten.17 Das Jugendamt bleibt aber in der Verantwortung im Rahmen 

seiner Hilfeplanung sicherzustellen, dass eine etwaige Kindeswohlgefährdung abge

wendet wird.18 Auch das Familiengericht bleibt beim Absehen von kinderschutzrecht

lichen Maßnahmen nach § 166 Abs. 2 bzw. 3 FamFG in der Verantwortung, seine 

Entscheidung in angemessenem Zeitabstand zu überprüfen. 

Diese zwei Beispiele veranschaulichen die Diskussion um Familiengericht, Jugendamt 

und Verwaltungsgericht im Hinblick auf Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen bzw. die 

„gekreuzten Rechtswege“19 in der kindschaftsrechtlichen Praxis. In diesem Diskurs ge

ben manche Stimmen zu bedenken, dass solche Fälle von anhaltender Uneinigkeit 

zwischen Familiengericht und Jugendamt tatsächlich nicht allzu oft vorkämen,20 an

dere Stimmen kommen zu dem Schluss, dass letztlich der Gesetzgeber das Span

nungsverhältnis – wie auch immer – lösen müsse.21 Vor dem Hintergrund dieser Dis

kussion soll in diesem Forschungsprojekt die aktuelle Praxis unter folgenden Frage

stellungen untersucht werden: 

1. Wie gestaltet sich derzeit die Interaktion von Familiengerichten und Jugend

ämtern in Kindschaftssachen im Hinblick auf die Anordnung und Umsetzung 

von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen? 

Welche Rolle spielt dabei das Verwaltungsgericht? 

2. Welche Ursachen und Konsequenzen haben anhaltende Uneinigkeit zwischen 

dem Familiengericht und dem Jugendamt im Hinblick auf die Notwendigkeit 

und/oder die Art von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen? 

3. Welche Empfehlungen und Möglichkeiten zur Veränderung ergeben sich dar

aus? 

 
17 VG Saarlouis JAmt 2015, 105.  
18Hornung FamRZ 2021, 517; Münder/Meysen/Trenczek, FK SGB VIII, § 36a Rn. 18; Lohse JAmt 2021 546, 548. 
19 Fröschle FamRZ 2016, 1905. 
20 Hammer JAmt 2015, 291, 293. 
21 Vgl. Vogel NZFam 2016, 585, 587; Fröschle FamRZ 2016, 1905; Prinz NzFam 2022, 477, 484: „… unüberseh
barer rechtspolitischer Missstand …“. 
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3. Methodisches Vorgehen 

Um diese Fragen zu beantworten, wurde ein zweigliedriger Projektaufbau mit parallel 

durchgeführten quantitativen und qualitativen Erhebungs- und Auswertungsinstrumen

ten gewählt. Dieses Mixed Methods Design hat zum Ziel, die kindschaftsrechtliche 

Praxis in diesem Bereich mittels mehrperspektivischer Erkenntnisse breit abzubilden, 

um daraus Empfehlungen abzuleiten.22 

Folgende Teile wurden festgelegt: 

Teil 1:  Online Umfrage unter Familienrichterinnen und -richtern, Jugendamtsmitarbei

tenden, Rechtsanwältinnen und -anwälten, den Verfahrensbeiständen  und 

den Verwaltungsrichterinnen und -richtern 

Teil 2:  Expertinnen- bzw. Experteninterviews mit den fünf Professionen 

 
22 vgl. Kuckartz, 2014. 
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Teil II: Methodik, Ergebnisse & Diskussion 

1. Quantitative Erhebung

Das Teilprojekt `Umfrage´ zielt darauf ab, einen professionsbreiten und deutschland

weiten Einblick in die kindschaftsrechtliche Praxis an der Schnittstelle Familiengericht 

und Jugendamt zu erhalten. Hierzu wurde ein Fragebogen entwickelt, der online aus

gefüllt werden konnte.   

Zugang zu den Teilnehmenden. Um die Teilnehmenden zu erreichen, wurden diese 

durch das BMFSFJ bundesweit über die Landesjustizverwaltungen, die Bundesrechts

anwaltskammer, die Kommunalen Spitzenverbände und die Obersten Landesjugend- 

und Familienbehörden, Verbandsvertretungen, den Deutschen Familiengerichtstag 

und Fachzeitschriften angesprochen. 

Sample. Die Umfrage haben insgesamt 1049 Personen vollständig beantwortet. 

Die Stichprobe bestand aus 759 weiblichen Teilnehmerinnen (72,35 %), 288 männli

chen Teilnehmern (27,45%) und zwei Diversen (0,19%) zwischen 22 und 89 Jahren. 

Das Durchschnittsalter betrug 48,4 Jahre (SE = 0,34 Jahre).  

Die größte teilnehmende Gruppe bildeten die Jugendamtsmitarbeitenden (JA, n= 392), 

gefolgt von Rechtsanwältinnen und -anwälten (RA, n= 275), den Familienrichterinnen 

und -richtern (FR, n= 270), den Verfahrensbeiständen (VB, n= 89) und den Verwal

tungsrichterinnen und -richtern (VR, n= 23) (s. Abbildung 1). 

Abbildung 1: Teilnehmende der Umfrage, aufgeteilt nach Tätigkeitsschwerpunkten 

26,22%

2,19%25,74%

8,48%

37,37%

 JA
 VB
 FR
 VR
 RA
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Verfahren. Die Teilnahme an der Online Umfrage war im Zeitraum 10.02.2022 bis 

30.04.2022 möglich. 

Fragebogen. Es wurde mittels Pretests und der externen Beraterinnen ein Fragebo

gen entwickelt, der folgende vier Abschnitte umfasste: 

I. Allgemeine Angaben (14 Items) 

II. Fachlicher Austausch der am Verfahren Beteiligten (5 Items) 

III. Fall/Problemkonstellation (12 Items; ein Item (F20) aufgeteilt in zwei Gruppen VR 

und Andere; 4 Items (F 21, 25, 26, 27) nicht an Verwaltungsrichterinnen und -richter 

gerichtet) 

IV. Empfehlungen (2 Items) 

Ergebnisse und Diskussion. Uneinigkeit zwischen Familiengericht und Jugendamt 

zur Frage von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen erlebten die Befragten in einer re

lativ geringen Anzahl von Fällen (M = 19,2 % der bearbeiteten Fälle; SE = 0,75 %; 

Median 10 %). Dabei ergab sich eine ausgeprägte rechtsschiefe Verteilung. Neben 

den im Mittel recht niedrigen Werten der Uneinigkeit gab es in allen Professionen ober

halb des Medians eine sehr breite Streuung sowie eine beträchtliche Anzahl von Ant

worten mit extrem hohen Prozentsätzen für die Uneinigkeit (milde als auch extreme 

Ausreißer) (s. Abbildung 1). 

 
Abbildung 2: Anteil der Fälle von anhaltender Uneinigkeit bezogen auf die Professionen 
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Von den Professionen her betrachtet erlebten Familienrichterinnen und -richter sowie 

Verwaltungsrichterinnen und -richter weniger Uneinigkeit zwischen Familiengericht 

und Jugendamt in Fragen der Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen. Jugendamt und 

Verfahrensbeistände berichteten hingegen am häufigsten von Uneinigkeit, Rechtsan-

wältinnen und -anwälte liegen zwischen diesen beiden Einschätzungen (Tabelle 1). 

Tabelle 1: Übersicht des Anteils an anhaltender Uneinigkeit gruppiert für die unterschiedlichen Professionen 

Profession N N gültig [%]  
Uneinigkeit 

M [%] SE [%] Median [%] 

JA 371 94,6% 23,28 1,301 15 

VB 86 96,6% 24,76 2,690 15 

FR 262 97,0% 13,55 1,210 6 

VR 21 91,3% 14,57 3,854 6 

RA 263 95,6% 17,46 1,444 10 

 

Teilnehmende, die 60 Fälle und mehr pro Jahr bearbeiteten, erlebten in der Tendenz 

weniger Uneinigkeit. 

Mit/trotz zunehmendem Anteil des fallspezifischen Fachaustausches stieg die Unei-

nigkeit zunächst an (s. Tabelle 2). Erst wenn nahezu immer ein fallspezifischer Aus-

tausch stattfindet, war die Uneinigkeit wieder deutlich geringer. Der Faktor fallspezifi-

scher Fachaustausch hatte insgesamt einen signifikanten Einfluss (p= 0,02). 

Tabelle 2: Übersicht des Anteils an anhaltender Uneinigkeit in Abhängigkeit vom fallspezifischen Fachaustausch 

fallspezifischer 
Fachaustausch N N gültig [%] 

Uneinigkeit  

M [%] SE [% ] Median [%] 

nie/sehr selten 
(0-5 %) 282 90,1 15,54 1,304 6 

gelegentlich  
(5-25 %) 321 92,8 19,54 1,283 10 

recht häufig 
(25-50 %) 169 96,6 20,66 1,851 10 

häufig 
(50-75 %) 120 98,4 23,76 2,350 15 

sehr häufig (75-
95 %) 62 98,4 23,06 3,386 12,5 

(fast) immer 
(95-100 %) 28 93,3 17,29 4,636 5,5 
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Die Übertragung von Aufgaben auf freie Träger korrelierte positiv signifikant (rs  = 0,97, 

p = 0,002) mit der Zunahme anhaltender Uneinigkeit (Tabelle 3). 

Tabelle 3: Übersicht des Anteils an anhaltender Uneinigkeit in Verbindung mit der Übertragung der Leistungen an 
freie Träger 

Übertragung an freie Träger N N gültig 
[%] 

Uneinigkeit  

M [%] SE [% ] Median [%] 

nie/sehr selten (0-5 %) 92 95,8 15,99 2,235 6 

gelegentlich (5-25 %) 172 93,0 18,73 1,935 10 

recht häufig (25-50 %) 180 97,8 20,07 1,843 10 

häufig (50-75 %) 169 94,4 16,16 1,466 10 

sehr häufig (75-95 %) 151 94,4 18,74 1,667 10 

(fast) immer  
(95-100 %) 174 94,6 24,12 2,032 15 

Nicht zutreffend 44 72,1 19,27 4,015 10 

 

Keine signifikanten Zusammenhänge zeigten sich zwischen der Häufigkeit der Unei-

nigkeit mit dem Alter, dem Geschlecht, einer Zusatzqualifikation, einer Fortbildung in 

Kindschaftsrecht und Kinder- und Jugendhilferecht oder mit dem fallunabhängigen 

Austausch. 

Wenn Uneinigkeit vorkam, war dies vor allem in Kindeswohlgefährdungsverfahren, 

und auch in Umgangs- und Sorgerechtsverfahren der Fall. Inhaltlich drehten sich die 

Auseinandersetzungen in erster Linie um begleiteten Umgang und Inobhutnahme. Als 

Ursache der Uneinigkeit wurde vor allem die unterschiedliche fachliche Einschätzung 

der Beteiligten genannt. Aus der Perspektive der Familienrichterinnen und -richter, 

Rechtsanwältinnen und -anwälte sowie Verfahrensbeistände spielte darüber hinaus 

häufig auch die vorgefasste Meinung des Jugendamtes im Termin sowie die fehlende 

Entscheidungskompetenz des Jugendamtes eine Rolle. Aus der Perspektive der Ju-

gendamtsmitarbeitenden hingegen lagen die Ursachen für Uneinigkeit eher an dem 

fehlenden interdisziplinären Austausch und der fehlenden fachlichen Qualifikation der 

Beteiligten.  
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Als Entscheidung der Familiengerichte in Fällen der anhaltenden Uneinigkeit wurde 

vor allem angegeben, dass das Familiengericht eine andere rechtliche Reaktionsmög

lichkeit wählte, dies insbesondere nach Einschätzung aus familienrichterlicher Per

spektive. 

Wenn trotz Uneinigkeit eine Auflage erteilt wurde, erzielte die Umsetzung der Maß

nahme aus der Perspektive der Familienrichterinnen und -richter überwiegend eine 

konstruktive Wirkung, während aus der Perspektive des Jugendamtes eine gegentei

lige Einschätzung vorlag.  

Nur in einem geringen Prozentsatz (M = 1,93 %, SE = 0,2) wurde in Fällen von anhal

tender Uneinigkeit im Hinblick auf Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen das Verwal

tungsgericht angerufen. Es zeigte sich kein vorherrschender Grund für dieses Verhal

ten, sondern verschiedene Gründe wurden nebeneinander genannt. Es wurde vor al

lem angeführt, dass andere Lösungen und Handlungsalternativen gefunden wurden, 

zeitliche Verluste verhindert werden sollten und der Rechtsweg nicht hinreichend be

kannt gewesen sei.  

Konsequenzen der Uneinigkeit für die Kinder und Familien sahen die Teilnehmenden 

vor allem im Zeitverlust. Aber auch Unsicherheiten auf Seiten der Kinder und der Fa

milien wurden von allen Professionen angeführt. Während Familienrichterinnen und -

richter auch konstruktive Ergebnisse in einer Uneinigkeit sahen, wurden aus der Sicht 

von Jugendamt und Verfahrensbeiständen dagegen eine Verschärfung des familiären 

Konfliktes bzw. eine zwischenzeitliche Kindeswohlgefährdung gesehen. 

Alle Befragten insgesamt betrachtet präferierten als Empfehlung zur Verbesserung der 

kindschaftsrechtlichen Praxis in den Fällen anhaltender Uneinigkeit zwischen Famili

engericht und Jugendamt Anregungen an die Aus-, Fort- und Weiterbildung, wobei 

professionsbezogene Unterschiede deutlich wurden. 

Familienrichterinnen und -richter wünschten sich mehr finanzielle Mittel zur Gewäh

rung von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen, gefolgt von der Empfehlung zur Einfüh

rung einer Anordnungskompetenz und mehr Zeit für die Fallbearbeitung.  
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Jugendamtsmitarbeitende und Verfahrensbeistände begrüßten vor allem Anregungen 

an die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Beteiligten, gefolgt von der Einführung kolle

gialer Beratung bzw. Supervision in Fällen von anhaltender Uneinigkeit. 

Rechtsanwältinnen und -anwälte empfahlen Anregungen an die Aus-, Fort- und Wei

terbildung der Beteiligten und begrüßen auch die Einführung einer Anordnungskom

petenz sowie mehr finanzielle Mittel zur Gewährung von Kinder- und Jugendhilfemaß

nahmen. 

2. Qualitative Erhebung 

Das zweite Teilprojekt zielte auf die Erhebung individueller Erfahrungen mit anhalten

der Uneinigkeit von Familiengericht und Jugendamt und Empfehlungen aus der Per

spektive unterschiedlicher Professionen. Hierzu wurden leitfadengestützten Expertin

nen- bzw. Experteninterview durchgeführt.23 Das gewonnene empirische Material 

wurde mittels Qualitativer Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) ausgewertet.  

Sample. Aufgrund vorhandener Vernetzungsstrukturen konnten insgesamt 25 Fami

lienrichterinnen und -richter, Verwaltungsrichterinnen und -richter, Jugendamtsmitar

beitende, Rechtsanwältinnen und -anwälte sowie Verfahrensbeistände (jeweils fünf 

Personen) aus dem gesamten Bundesgebiet gewonnen werden. Das Sample bestand 

aus 13 weiblichen und 12 männlichen Vertreterinnen und Vertretern der fünf Professi

onen zwischen 35 und 70 Jahren. Das Durchschnittsalter der Teilnehmenden betrug 

56,1 Jahre (Median = 58,0 Jahre). Sie verfügten zwischen 10 und 41 Jahren an Ar

beitserfahrung in ihrer Tätigkeit, davon zwischen 4 und 33 Jahren in einem familien- 

bzw. kinder- und jugendhilferechtlichen Bereich.  

Verfahren. Die 25 Interviews wurden im Zeitraum von Januar bis Mitte April 2022 te

lefonisch durchgeführt. Sie dauerten zwischen 14 und 65 Minuten (M = 30,24 Minuten; 

SE = 10,7 Min.; Median = 30 Min.). Angelehnt an Meuser & Nagel (2009) wurden die 

 
23 vgl. Meuser & Nagel, 2009. 
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Expertinnen- bzw. Experteninterviews konzipiert und es wurde ein Interviewleitfaden 

entwickelt, der sich in vier Abschnitte gliederte: 

1. Allgemeine Angaben 

2. Fall/Problemkonstellation 

3. Prozess der Entstehung von Uneinigkeit 

4. Empfehlungen 

Ergebnisse und Diskussion. Die Interviewten beschrieben unterschiedliche Fall- und 

Problemkonstellationen, deren Genese, Konsequenzen sowie Empfehlungen zur 

Problembewältigung. 

In Bezug auf Fall- und Problemkonstellationen wurde deutlich, dass die Mehrheit 

der Interviewten nur wenige Fälle von anhaltender Uneinigkeit zwischen Familienge

richt und Jugendamt zur Frage von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen erlebt haben. 

Dabei zeigten sich professionsbezogene Unterschiede. Denn die interviewten Jugend

amtsmitarbeitenden nahmen etwas häufiger Uneinigkeit wahr, die interviewten Ver

waltungsrichterinnen und -richter hingegen erlebten kaum Uneinigkeit. Ein Grund dafür 

könnte sein, dass in solchen Fällen der verwaltungsgerichtliche Weg oft nicht beschrit

ten wird. Insbesondere die Rechtsanwältinnen und -anwälte äußerten sich zur Mög

lichkeit des Verwaltungsrechtswegs kritisch und begründeten dies mit der Dauer sol

cher Verfahren.  

Mit Blick auf die Art und Umsetzung von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen äußerten 

die Interviewten, dass anhaltende Uneinigkeit nicht bei allen Fallkonstellationen gleich

ermaßen häufig auftrat. Am häufigsten trat Uneinigkeit in Zusammenhang mit beglei

tetem Umgang auf, gefolgt von gemeinsamen Wohnformen für Eltern und Kinder. Die 

Bedeutung von Uneinigkeit zeige sich vor allem in Kinderschutzverfahren. Hier könne 

Uneinigkeit zeitliche Verzögerungen hervorrufen, was vor allem vor dem Hintergrund 

der Notwendigkeit zum schnellen Handeln als problematisch bewertet wurde. 

Als Gründe für Uneinigkeit nannten die Interviewten unterschiedliche fachliche 

Grundsätze und Einschätzungen zur Bewilligung, Art, Umsetzung und Verlängerung 

von Hilfen zur Erziehung, die fehlende Finanzierung von Hilfen durch das Jugendamt 
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und die fehlenden Kapazitäten zur Durchführung von Maßnahmen und strukturelle 

Rahmenbedingungen (u.a. Größe der Institution Jugendamt, regionale Besonderhei

ten, zeitliche Aspekte). Zudem wurden professionsbezogene Besonderheiten (u.a. 

fachsprachliche Differenzen und Perspektiven, Rollenunklarheit, professionsbezoge

ner Habitus, Nichtnachvollziehbarkeit fachlicher Einschätzungen, fehlender interdis

ziplinärer Austausch) als Gründe für Uneinigkeit genannt. 

Die Konsequenzen von Uneinigkeit zeigten sich nach Ansicht der Interviewten insbe

sondere für die Familien und das Kind, wobei die Interviewten seltener positive Kon

sequenzen (u.a. veränderte Wahrnehmung des interdisziplinären Austauschs durch 

die Eltern) und häufiger negative Konsequenzen wahrnahmen (u.a. Belastungen, Un

sicherheiten, Dauer, schwindendes Vertrauen in Fachkräfte, Verschlimmerung der Le

bensumstände des Kindes). Folgen von Uneinigkeit für das Verfahren wurden hinsicht

lich zeitlicher Verzögerungen und der weiteren Verfahrensgestaltung gesehen. Die 

Einstellung zu und der Umgang mit unterschiedlichen professionellen Perspektiven als 

Konsequenzen von Uneinigkeit wurde von einigen Interviewten als Bereicherung, von 

anderen als Problem gesehen. Konsequenzen von Uneinigkeit für die beteiligten Pro

fessionen zeigten sich sowohl mittelbar (u.a. Frustration), als auch längerfristig (u.a. 

Selbstreflexion und Bitte um Offenlegung von Konflikten, aber auch Misstrauen und 

Finger Pointing). 

Hinsichtlich der Empfehlungen zeigte sich mit Blick auf eine gesetzliche Veränderung 

in den Interviews ein heterogenes Bild zwischen den Professionen. Am deutlichsten 

votierten die interviewten Rechtsanwältinnen und -anwälte für gesetzliche Änderun

gen, vor allem für eine Anordnungskompetenz des Familiengerichts. Genauso deutlich 

lehnten die interviewten Jugendamtsmitarbeitende diese ab. Sie setzten eher auf Wis

sens- und Kompetenzverbesserung durch Austausch.  

Zum interdisziplinären Austausch äußerten sich so auch insbesondere die Jugend

amtsmitarbeitenden positiv, wenn ein „Umgang auf Augenhöhe“ stattfinde. Die inter

viewten Verwaltungsrichterinnen und -richter äußerten den Wunsch, den interdiszipli

nären Austausch um ihre Profession zu erweitern. Zudem wurde darauf hingewiesen, 

dass ein solcher interdisziplinärer Austausch der richterlichen Unabhängigkeit nicht 



 

Teil II: Methodik, Ergebnisse & Diskussion  20 

entgegenstehe. Allerdings fanden sich auch kritische Stimmen zum interdisziplinären 

Austausch, da dieser bereits ausreichend bestehe und keine Verbesserung bringen 

würde. 

Im Hinblick auf Aus-, Fort- und Weiterbildung wurde angeführt, dass jede Profession 

zumindest in Teilen fachliche Kenntnisse der anderen benötige und es wurde teilweise 

empfohlen, Fortbildungen für die beteiligten Professionen gemeinsam durchzuführen. 

Schließlich wurden Veränderungen der strukturellen Rahmenbedingungen angeregt, 

die sich insbesondere auf die Ausstattung im Jugendamt mit personellen und finanzi

ellen Ressourcen bezogen. Gerade der Mangel an Fachkräften wurde problematisiert. 

Zusammenfassend wird deutlich, dass sowohl die Teilnehmenden in der Umfrage als 

auch die Interviewten das multiperspektivische Spannungsfeld und dessen Auswirkun

gen wahrnehmen. Insgesamt betrachtet decken sich die Einschätzungen der jeweili

gen Professionen in der Umfrage und in den Interviews in den wesentlichen Aspekten. 

Die Perspektive der Verwaltungsrichterinnen und -richter, die in der Umfrage nur be

grenzt teilnahmen, wird in den Interviews ergänzend veranschaulicht. 
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Teil III: Gesamtdiskussion  

Mit dem vorliegenden Projekt wurden Erkenntnisse zur aktuellen Situation im kind

schaftsrechtlichen Verfahren bei anhaltender Uneinigkeit zwischen Familiengericht 

und Jugendamt im Hinblick auf die Notwendigkeit und/oder Art von Kinder- und Ju

gendhilfemaßnahmen, deren Genese und Auswirkungen sowie Empfehlungen aus der 

Perspektive der unterschiedlichen Professionen gewonnen.  

Implikationen. Das Handeln des Familiengerichts und Jugendamtes wird einfachge

setzlich sowohl im Zivil- als auch Verwaltungsrecht ausgestaltet, insbesondere im 

BGB, FamFG und SGB VIII. Wie das Projekt zeigt, können sich an den Schnittstellen 

Konflikte ergeben, die nicht oder nicht einfach aufzulösen sind. Die Umfrage und In

terviews zeigen, dass anhaltende Uneinigkeit zwischen dem Familiengericht und Ju

gendamt im Hinblick auf Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen in einem eher geringe

ren Anteil der Fälle vor dem Familiengericht vorkommen, vergleichbar dem Anteil von 

Hochkonfliktfällen.24 Wenn aber anhaltende Uneinigkeit auftritt, dann geschieht dies in 

Fällen, die sowohl für das Kind als auch seine Familie von besonders großer Bedeu

tung und mit besonders relevanten Auswirkungen verbunden sind. Denn dies betrifft 

insbesondere Kindeswohlgefährdungsverfahren, aber auch Umgangs- und Sorge

rechtsverfahren, in denen vor allem begleiteter Umgang und Inobhutnahme streitig 

sind. Gerade der Zeitverlust spielt nach Ansicht der Befragten bei anhaltender Unei

nigkeit für Kinder und Familien eine große Rolle. Es führt darüber hinaus auch zu Un

sicherheiten auf Seiten des Kindes und der Familien bis hin zu einer Verschärfung des 

familiären Konflikts oder einer zwischenzeitlichen Kindeswohlgefährdung. Die Befrag

ten sehen aber auch konstruktive Ergebnisse von Uneinigkeit, die für das Verfahren 

bereichernd sein können. So kann Uneinigkeit zu konstruktivem Austausch führen und 

einer differenzierten, vertrauensstiftenden Wahrnehmung der Beteiligten durch die Fa

milien fördern. Uneinigkeit wird auch – zumindest von Einigen und in Teilen – als sys

 
24 15 % der Eltern bleiben lange Zeit (5 Jahre) im Hochkonflikt; 5-10 % bleiben auf diesem Niveau bis das Kind 
groß geworden ist, Salzgeber 2020, Rn 1212; Staub 2018, S. 33 ff.; Dettenborn & Walter 2016, S. 146 m.w.N.; 
Salzgeber FamRZ 2015, 2018, 2023. 
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temimmanent betrachtet. Letzteres ergibt sich aus den unterschiedlichen Professio

nen, die in kindschaftsrechtlichen Verfahren zusammentreffen: alle Fachkräfte agieren 

zum einen aus ihren jeweiligen fachlichen Perspektiven und Einschätzungen, und zum 

anderen in den institutionenbezogenen Möglichkeiten und Grenzen. Uneinigkeit auf

grund von unterschiedlichen fachlichen Einschätzungen wird es und muss es also in 

gewissem Maße immer geben, auch da Erkenntnisse sich verändern und weiterentwi

ckeln. So ist in manchen Fallkonstellationen schwer einzuschätzen, ob im Einzelfall 

der Umgang tatsächlich dem Wohl des Kindes dient.  Auch der Effekt von Umgangs

begleitung oder die Wirksamkeit einer Umgangspflegschaft ist noch weiter zu erfor

schen.25 

Differenziert nach Professionen betrachtet, unterscheiden sich die Einschätzungen zur 

Uneinigkeit: Familienrichterinnen und Familienrichter sehen eher weniger Uneinigkeit 

und auch positive Auswirkung dieses Umstandes, während Jugendamtsmitarbeitende 

eher entgegengesetzte Bewertungen vornehmen. Dies könnte sich aus den unter

schiedlichen Rollen und Grundannahmen erklären: Familienrichterinnen und -richter 

als Leiterinnen und Leiter des Verfahrens und als Entscheiderinnen und Entscheider 

nehmen Uneinigkeit nicht in dem Maße wahr wie andere Verfahrensbeteiligte. Die Ein

schätzung im Hinblick auf konstruktive Wirkungen einer Maßnahme dürfte von dem 

Bias der Zustimmung und Ablehnung der Maßnahme beeinflusst sein. Gerade Rechts

anwältinnen und -rechtsanwälte bewerteten in den Interviews anhaltende Uneinigkeit 

sehr kritisch. Hier könnte die professionsimmanente Perspektive der Interessensver

tretung durchschimmern. 

Einzelne Angaben in der Umfrage zu sehr hohen Fallanteilen von anhaltender Unei

nigkeit zwischen Familiengericht und Jugendamt im Hinblick auf Kinder- und Jugend

hilfemaßnahmen in allen Professionen (ausgenommen die Gruppe der Verwaltungs

richterinnen und -richter) sprechen dafür, dass Einzelfallumstände, jeweilige Persön

lichkeit und individuelle Strukturen vor Ort relevante Einflussgrößen darstellen. Auch 

in den Interviews wurde Persönlichkeit und Habitus der einzelnen Professionen  

als Ursache von Uneinigkeit angeführt. Dies wird unterstützt durch den  

 
25 Fichtner 2015, S. 52; 62 ff. 
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Umstand, dass in der Umfrage keine signifikanten Zusammenhänge erkennbar waren 

zwischen der Häufigkeit der Uneinigkeit und denkbaren Einflussvariablen wie dem Al

ter, dem Geschlecht, einer Zusatzqualifikation, einer Fortbildung in Kindschaftsrecht 

und Kinder- und Jugendhilferecht oder dem fallunabhängigen Austausch. Dies deutet 

daraufhin, dass extreme anhaltende Uneinigkeit im Einzelfall nur begrenzt durch all

gemeine, übergreifende oder strukturelle Verbesserungsmaßnahmen zugänglich sein 

kann. Eine Einflussnahme müsste u.a. auf Einstellungsänderungen bei einzelnen Ver

fahrensbeteiligten zielen, was in diesem Rahmen kaum zu erreichen ist. 

Veränderbar sind jedoch andere relevante Einflussgrößen wie die fehlenden personel

len Ressourcen auf Seiten der Jugendämter. Professionsübergreifend wird der Mangel 

an qualifiziertem Personal als höchst problematisch und als ein Grund von Uneinigkeit 

angesprochen. Auch die Übertragung auf freie Träger ist in diesem Zusammenhang 

zu nennen. Hier zeigt sich, dass dies signifikant anhaltende Uneinigkeit erhöht. Auch 

wenn die Übertragung vor dem Hintergrund des Subsidiaritätsprinzips zu sehen ist, so 

scheint es hier jedoch an der Passgenauigkeit der Hilfen zu mangeln und Reibungs

verluste in Abstimmungs- und Kommunikationsprozessen zu geben. Hier zeigt sich 

Verbesserungebedarf.  

Auffällig ist zudem, dass einerseits deutlich der Wunsch nach mehr interdisziplinärem 

fallunabhängigem Austausch als Empfehlung geäußert wird, andererseits aber ein sta

tistisch signifikanter Zusammenhang zwischen diesem Austausch und Uneinigkeit 

nicht feststellbar war. Dies könnte Ausfluss der Systemimmanenz von Uneinigkeit sein, 

bedenkt man, dass am häufigsten fachliche Differenzen als Ursache genannt werden. 

Zudem könnte der mangelnde Einfluss des fallunabhängigen Austauschs an der Un

einigkeit daran liegen, dass es sich bei familiengerichtlichen Verfahren um ein Aufga

bengebiet unter mehreren für die Jugendamtsmitarbeitenden handelt. Aus diesem 

Grund wird oftmals die fallunabhängige Zusammenarbeit an einzelne, spezifische Mul

tiplikatorinnen und Multiplikatoren delegiert. Es ist aber auch denkbar, dass bisherige 

Austauschformate an den Anforderungen der Situation und den Bedürfnissen der Be

teiligten vorbeigehen. So werden als relevante Ursachen von Uneinigkeit aus der Per

spektive der Familienrichterinnen und -richter, Rechtsanwältinnen und -anwälte sowie 



 

Teil III: Gesamtdiskussion  24 

Verfahrensbeistände die vorgefasste Meinung des Jugendamtes im Termin sowie 

seine fehlende Entscheidungskompetenz angeführt. Das Jugendamt soll nach Ansicht 

der meisten Beteiligten das große Ganze im Blick haben. Jugendamtsmitarbeitende 

sind auch als einzige Profession immer am interdisziplinären Austausch beteiligt (vgl. 

auch § 81 SGB VIII). Gleichzeitig sind Strukturen (z.B. ökonomische Erwägungen des 

Jugendamtes; Verwaltungsstrukturen zur Bewilligung) und fachliche Grundlagen so

wie Möglichkeiten von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen den Beteiligten nicht im

mer ausreichend bekannt. Auch reflexive Themen zum Rollenverständnis und Habitus 

sowie der Austausch mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit scheinen bisher zu kurz ge

kommen zu sein. Hier kann ein interdisziplinärer Austausch das Rollenbewusstsein 

durch Perspektivwechsel stärken. 

Gleiches gilt auch für die Fort- und Weiterbildung. Auch wenn hier ein großer Bedarf 

in allen Professionen gesehen wird, findet sich in der vorliegenden Untersuchung kein 

signifikanter Zusammenhang, dass Fort- und Weiterbildung Uneinigkeit vermindert. 

Auch hier scheinen eine stärkere Einbindung von Verwaltungsrichterinnen und -rich

tern sowie verwaltungsrechtliche, kinder- und jugendhilferechtliche und kommunika

tive Inhalte sinnvoll zu sein. 

Anders als beim fallunabhängigen Austausch und Fort- und Weiterbildung zeigt sich 

ein signifikanter Zusammenhang zwischen anhaltender Uneinigkeit und fallspezifi

schem Austausch: wenig Uneinigkeit wird beschrieben bei wenig oder fast immer statt

findendem fallspezifischen Austausch. Der Zusammenhang könnte eine Frage der Mo

tivation der Fachkräfte sein: Wer bereit und offen für die Entwicklung konstruktiver Lö

sungen ist, der kann von einem stärkeren fallspezifischen Austausch profitieren. Wer 

eher bei sich bleibt und keinen Austausch sucht, wird sich auch weniger auf eine an

dauernde Auseinandersetzung einlassen, sondern andere gewähren lassen. Die Ten

denz zu weniger anhaltender Uneinigkeit in Großstädten könnte mit den begrenzten 

Kapazitäten der Jugendämter zu fallspezifischem Austausch erklärbar sein. Auch im 

Schrifttum wird im Falle des Dissens zwischen Familiengericht und Jugendamt in ers

ter Linie ein echter Austausch in der Sache als Lösung vorgeschlagen, in dem die 
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Hintergründe der jeweiligen Haltungen und Einschätzungen erörtert werden.26 Dies 

wird positiv und als Qualitätsmerkmal gesehen.27 Auch weitere Fachkräfte wie Verfah

rensbeistände oder psychologische Sachverständige können dabei eine Rolle spielen 

und mit Argumenten und Einschätzungen zu Wort kommen.  

Allerdings ist zu bedenken, dass die Frage nach der Sinnhaftigkeit von mehr oder we

niger fallspezifischem Austausch auch im Kontext des Verfahrensgegenstands gese

hen werden muss. Geht es zum Beispiel um die Unterbringung eines Babys müssen 

schnell Entscheidungen getroffen werden, langwierige Aushandlungsprozesse sind 

eher hinderlich. Geht es hingegen beispielsweise um eine Rückführung eines Kindes 

aus einer Pflegefamilie, wird eine breite und fachlich tiefe Erörterung - auch auf Kosten 

von Schnelligkeit - oftmals sinnvoll sein.  

Einen Weg, den die Praxis gefunden hat, mit anhaltender Uneinigkeit zwischen Fami

liengericht und Jugendamt umzugehen, besteht nach Angaben der Befragten in vielen 

Fällen darin, andere rechtliche Lösungen im Verfahren zu finden. Dies kann in man

chen Fallkonstellationen ein gangbarer Weg sein. Beispielsweise kann bei Dissens der 

sorgeberechtigten Mutter, die mit der Fremdunterbringung, aber nicht mit der vom Ju

gendamt vorgeschlagenen Einrichtung einverstanden ist, gem. § 1666 BGB die Auf

lage erteilt werden, das bereits fremduntergebrachte Kind in der jetzigen Einrichtung 

zu belassen und mit dem Jugendamt eine geeignete Einrichtung zu finden, um ihr so 

ihr Wunsch- und Wahlrecht nach § 36 Abs.1 S. 3 SGB VIII zu erhalten.28 In anderen 

Fallkonstellationen ist jedoch fraglich, ob hier das Gesetz adäquat angewendet wird.  

So ist zu bedenken, dass häufig im Hinblick auf begleiteten Umgang anhaltender Dis

sens besteht. Eine pragmatische Lösung in der Praxis ist die Einrichtung einer Um

gangspflegschaft, die auch Umgänge begleitet. Neuere Entscheidungen zeigen, dass 

eine strikte Trennung der Aufgabenkreise von Umgangspflegerin bzw. Umgangspfle

ger und Umgangsbegleiterin bzw. Umgangsbegleiter nicht mehr unweigerlich stattfin

 
26 U.a. Hammer JAmt 2015, 291, 294;  
27 Meysen, NZFam 2016, 580, 585: “… hoher Wert des Ringens und der Auseinandersetzung über die unterschied
lichen Einschätzungen …“.; VG Saarlouis JAmt 2015, 105. 
28 OLG Nürnberg JAmt 2015, 109; Hammer JAmt 2015, 291, 293. 
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den muss. Gerade in der konkreten Anwendung wird dies aber auch kritisch disku

tiert.29 Bedenkt man beispielsweise weiter, dass auch Eltern-Kind-Einrichtungen oft

mals Gegenstand des anhaltenden Dissens sind, besteht das Risiko, dass als Alter

native dazu stärkere Eingriffe in die Rechte der Familien gewählt werden. Denn die 

Alternative zu Maßnahmen nach § 19 SGB VIII kann die Fremdunterbringung des Kin

des bedeuten. Auch Interviewte berichteten, dass bei Uneinigkeit eine Maßnahme an

zuordnen sein könnte, die stärker in das Elternrecht eingreife, um das Kind zu schüt

zen.  

Gleichzeitig wird der Weg zum Verwaltungsgericht, § 40 Abs.1 VwGO iVm § 62 SGB 

X, § 51 SGG, bei anhaltender Uneinigkeit zwischen Familiengericht und Jugendamt 

im Hinblick auf Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen in der Praxis sehr selten gewählt. 

Dies scheint weniger an mangelndem Bedarf zu liegen, als vielmehr an begrenzter 

diesbezüglicher Kenntnis und an der Infragestellung des Verwaltungsrechtswegs als 

adäquates Instrument. Lange Verfahrenszeiten und die Herausforderungen eines wei

teren gerichtlichen Verfahrens schrecken Kinder und Familien ab. Dies berichten im 

Projekt gerade deren rechtliche Stimmen im Verfahren, also Rechtsanwältinnen und -

anwälte sowie Verfahrensbeistände. Hinzu kommt, dass die geringe Anzahl verwal

tungsgerichtlicher Klagen über die Gewährung von Leistungen der Kinder- und Ju

gendhilfe überwiegend von Eltern mit hohem Bildungsstand verfolgt wird. Sozial be

nachteiligte Eltern verfolgen nur sehr selten diesen Klageweg.30 Das bedeutet faktisch 

einen Ausfall gerichtlicher Kontrolle,31 wenn das Zusammenwirken von Familiengericht 

und Jugendamt scheitert.  

Hier besteht also Handlungsbedarf. 

Denkbar sind strukturelle Verbesserungen im Verfahren, um die Zeitverluste in der 

Praxis durch das Beschreiten des Verwaltungsweges zu minimieren. Auch wäre es in 

manchen Fällen denkbar, stärker auf die seit dem 10.06.2021 gesetzlich verankerten 

Ombudsstellen, § 9a SGB VIII, zurückzugreifen. Allerdings können Unsicherheiten bei 

 
29 BGH FamRZ 2019 199 ; ausführlich s. Keuter FamRZ 2022 581 ff. m.w.N.  
30 Sommer ZKJ 2012, 135,137 m.w.N. 
31 Sommer ZKJ 2013, 68, 70.  
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den Familien und Kindern dadurch nicht kompensiert und die Hürde eines weiteren 

Gerichtsverfahrens so nicht genommen werden.  

Denkbar sind auch gesetzliche Änderungen. Für gesetzliche Veränderungen wird an

geführt, dass dies inhaltlich widersprechende Entscheidungen verhindern helfe sowie 

mehr Klarheit, Transparenz, Zügigkeit und Effizienz bedeute.32 Fraglich ist jedoch, wie 

diese Änderungen aussehen sollten. Hier finden sich sowohl in der Literatur als auch 

im durchgeführten Projekt Anregungen. Eine Präferenz ist nicht auszumachen. Etwa

ige gesetzliche Änderungen sollten angesichts der Ergebnisse der vorliegenden Un

tersuchung folgende Aspekte bedenken: 

- Der Dreiklang zwischen Jugendamt, Familiengericht und Verwaltungsgericht hat 

funktionale Berechtigung, ermöglicht den fachlich Beteiligten eine Diskussion auf Au

genhöhe und fördert ihre Wahrnehmung durch die Familien als jeweils unabhängige 

Helferinnen und Helfer, Wächterinnen und Wächter sowie Entscheiderinnen und Ent

scheider. 

- Es sind einzelne Fallkonstellationen, die unter den aktuellen Gegebenheiten nicht 

angemessen gelöst werden können und daher einer Regelung bedürfen, um effektiven 

Grundrechtsschutz zu gewährleisten. 

Letztlich muss die Ausgestaltung und Umsetzung dem weiteren Fachdiskurs vorbe

halten bleiben. 

Limitationen. Wie in jedem Forschungsprojekt unterliegt auch in diesem Projekt die 

Aussagekraft Limitationen. Die Thematik ist rechtlich komplex und stellt nur einen As

pekt in der familiengerichtlichen Interaktion zwischen Familiengericht und Jugendamt 

dar. Dies stellt Herausforderungen an die Teilnehmenden in ihren Antworten, um das 

Problemfeld tatsächlich und ausschließlich zu adressieren. Teilweise erfolgten in den 

freien Rückmeldungen Hinweise zu weiteren Problemen in der kindschaftsrechtlichen 

Praxis an der Schnittstelle Familiengericht und Jugendamt. 

Auch ist zu bedenken, dass ein subjektiv unterschiedliches Verständnis von der er

fragten, anhaltenden Uneinigkeit bestehen kann – was für die oder den einen eine 

 
32 so auch Hohmann-Dennhardt, Vortrag beim DAT am 15.-17.05.2019.  
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fortwährende Streitigkeit darstellt, ist für die oder den anderen eine fachliche Diskus

sion mit unterschiedlichen Positionen. Das zeigt sich auch an der unterschiedlichen 

Einschätzung je nach Profession zum Vorliegen von Uneinigkeit: Uneinigkeit ist auch 

eine Frage der Wahrnehmung.  

Mit dem Forschungsprojekt war ein heterogener Adressatenkreis angesprochen, was 

ebenfalls mit unterschiedlichem Verständnis u.a. von Begrifflichkeiten einhergegangen 

sein kann.  

In der Umfrage kommt nur ein Teil der adressierten Professionen zu Wort, gerade die 

Verwaltungsrichterinnen und -richter nahmen im Verhältnis zu den anderen Professi

onen deutlich seltener teil. Die Stichprobe der befragten Professionen ist insoweit nicht 

repräsentativ.  

Im quantitativen Teil des Forschungsprojektes wurden die Teilnehmenden gebeten, 

aus der Erinnerung die Häufigkeit von Fall- und Problemkonstellationen zu schätzen. 

Diese Schätzungen spiegeln subjektive Sichtweisen und Meinungen wider, die mit Un

sicherheiten behaftet und für die Teilnehmenden herausfordernd gewesen sein kön

nen. Die gewonnenen prozentualen Angaben sind also als Schätzwerte einzuordnen. 

Zukünftige Forschung. Nach den Ergebnissen dieses Forschungsprojekt werden 

dem interdisziplinären Austausch sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung eine wichtige 

Rolle für die Verringerung von Uneinigkeit zugeschrieben. Diesbezüglich bereits be

stehende Formate zeigen jedoch wenig Auswirkungen auf den Umfang mit anhalten

der Uneinigkeit. Daher könnte in einem Anschlussprojekt thematisiert werden, wie fall

unabhängiger und fallspezifischer Austausch sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung aus

gestaltet sein sollten, damit sie anhaltende Uneinigkeit und ihre negativen Folgen per

spektivisch verringern (z.B. anhand des Austauschs von konkreten Fällen; Vermittlung 

der unterschiedlichen Rechtsgebiete und fachlicher Expertise; Perspektivwechsel der 

Professionen). In einem Pilotprojekt könnten die gewonnenen Erkenntnisse erprobt 

und prozesshaft begleitet werden. Zudem sollte der Frage nachgegangen werden, wie 

fallspezifischer Austausch gestaltet werden kann, der dem Prinzip der Transparenz 

folgt und Rollenkonfusion vermeidet. 
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Fazit. Die Ergebnisse des vorliegenden Projektes zeigen, dass die Problematik der 

anhaltenden Uneinigkeit zwischen Familiengericht und Jugendamt im Hinblick auf die 

Notwendigkeit und/oder Art von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen einen geringe

ren, aber zugleich beachtlichen Anteil von Fällen vor dem Familiengericht betrifft. Sie 

ist vor allem beachtlich aufgrund der Qualität der auftretenden Fälle. Es treten erheb

liche negative Konsequenzen solcher Uneinigkeit wie Zeitverluste und Unsicherheit 

bis hin zur Kindeswohlgefährdung in sensiblen Verfahren im Kinderschutz sowie 

Sorge- und Umgangsrecht auf, so dass konkrete Maßnahmen ergriffen werden sollten, 

um Abhilfe in der kindschaftsrechtlichen Praxis zu schaffen. 

Mögliche Ansatzpunkte sind interdisziplinäre Fort- und Weiterbildungen und der Aus

tausch der beteiligten Professionen, die inhaltlich und in der Zusammensetzung aber 

stärker als bisher an den Bedürfnissen und Problemstellungen ausgerichtet sein müss

ten. Neben fachlichen Themen erscheint es bedeutsam, sich gegenseitig für die jewei

ligen Rollen im Verfahren zu sensibilisieren und sich zugleich als Profession der Ver

antwortung in der kindschaftsrechtlichen Praxis bewusst zu werden, um den Kindern 

und Familien gegenüber als Entscheiderinnen und Entscheider und im Helfersystem 

glaubwürdig zu sein und den Aufgaben gerecht zu werden. 

Auch die Rahmenbedingungen, insbesondere im Hinblick auf strukturelle, personelle 

und finanzielle Ressourcen des Jugendamtes und auf die Einbindung freier Träger, 

zeigen Optimierungsbedarf, da dies häufig als Ursache von Uneinigkeit gesehen wird. 

Angesichts des Umstandes, dass die Praxis in vielen Fällen andere rechtliche Lösun

gen findet und die verwaltungsgerichtliche Kontrolle faktisch kaum stattfindet, ist ein 

Tätigwerden des Gesetzgebers zu erwägen, damit Rechtsansprüche, wie vom Ge

setzgeber gedacht, in der Praxis gewährt werden können und effektiver Rechtsschutz 

gewährleistet ist.  

Ein Ansetzen an diesen unterschiedlichen Punkten kann im Zusammenspiel die kind

schaftsrechtliche Praxis für Kinder und Familien verbessern. 
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BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BGBl  Bundesgesetzblatt 

BGH  Bundesgerichtshof 

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  

BMJ Bundesministerium der Justiz  

BR-Drs. Drucksache(n) des Deutschen Bundesrates 

BRAK  Bundesrechtsanwaltskammer 
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DCS Deutsche Chirurgiestiftung 
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heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
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FuR Familie und Recht (Zeitschrift) 

JA Jugendamt 

LPK Lehr- und Praxiskommentar 
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n.a. nicht anwendbar 
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PK-KR Praxiskommentar Kindschaftsrecht 
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